
Verhandeln kommt von handeln –  
nicht von verhöhnen
Von Sabine Schumann, stellvertretende DPolG-Bundesvorsitzende

Einige Sätze aus der dbb 
Jahrestagung liegen mir 
noch im Ohr. Es ist nicht 
lange her, als quer durch die 
politische Landschaft vom 
starken Staat und den moti-
vierten Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes ge
sprochen wurde. Da wurden 
Sätze wie „Wir brauchen für 
die Zukunft die besten Nach-
wuchskräfte, um bevorste-
hende Herausforderungen  
zu meistern!“, weiter mit 
„Der Staat muss handlungs-
fähig sein, sonst kommen wir 
nicht durch die vielen Krisen 
unserer Zeit!“, oder „Die Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes haben unsere Aner-
kennung und Wertschätzung 
verdient!“, geäußert.

Klingt gut, dachte ich mir da in 
Köln, als ich den Statements 
und Diskussionen der Men-
schen aus der Politik folgte.

Derzeit verfolge ich den Verlauf 
der Tarifverhandlungen in den 
Medien. Und da frage ich mich 
fassungslos, wie diese Aussa-
gen heute zu den Tarifverhand-
lungen für den öffentlichen 
Dienst passen. Überhaupt 
nicht, die Aussagen von gestern 
sind heute in der Bedeutungs
losigkeit der Politik angekom-
men. Nun sind angeblich die 
Kassen von Bund und Kommu-
nen leer. Was ist passiert? Wo 
bleiben Achtung und Bestä
tigung für die tägliche Arbeit 
der Bediensteten des Staates?

	< Einstudiertes Ritual

Wir jedenfalls haben den An-
spruch, wenn es um „Tarif-
verhandlungen“ geht, dass 
unsere Verhandlungspartner 
wenigstens mit einem ver-
handlungsfähigen Angebot 

erscheinen. Weit gefehlt, es 
läuft dort so ab:

Da, wo die Verhandlungen 
geführt werden sollen, also in 
Potsdam, erscheinen die Staats
limousinen. Es steigen zwar 
bekannte Gesichter der Politik 
aus, aber allesamt offenbar nur 
Statisten mit freundlichen Ge-
sichtern. Sie schreiten an den 
Beschäftigten und ihren Trans-
parenten vorbei, lassen sich von 

der Presse fotografieren und 
interviewen, verschwinden im 
Gebäude, treffen dort mit den 
Tarifleuten zusammen, erweh-
ren sich der Forderungen oder 
schwurbeln herum, um dann un-
verrichteter Dinge wieder in ih-
ren Limousinen abzurauschen.

Auf mich wirkt das alles wie ein 
einstudiertes Ritual, ja wie das 
Flanieren von Promis auf dem 

roten Teppich. Dieser Ablauf 
wiederholt sich für die Beschäf-
tigten der Kommunen und des 
Bundes in Potsdam zu jeder 
Tarifrunde und immer zweimal 
komplett, ohne etwas zu unter-
breiten, was der Rede wert wäre. 
Jedenfalls ist das, was Frau 
Faeser da als „Angebot“ mitge-
bracht hatte, genau das Gegen-
teil, es ist eher als Provokation 
und Signal der Geringschätzung 
der Beschäftigten geeignet. Es 

mutet für mich wie frühere Pro-
tokollveranstaltungen der DDR 
oder noch früher bei Hofe an.

Mehr als ernüchtert sind wir 
von Nancy Faeser, Bundesin-
nenministerin und Verhand-
lungsführerin für den Bund, 
jetzt Kandidatin für das Amt 
der Ministerpräsidentin in 
Hessen. Sie hat bisher kein 
Signal erkennen lassen, das zu 

ihren Worten der Jahrestagung 
in Köln passt noch für echte 
Verhandlungen steht. Unsere 
Kolleginnen und Kollegen des 
öffentliche Dienstes in Hessen 
werden hier ganz genau hinse-
hen, wem sie ihre Stimme ge-
ben werden. Es sind die Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes, die sehr wohl über-
schauen können, wer zwar alle 
Bühnen betritt und die Welt 
retten will, aber die eigenen 
Leute und das eigene Land 
schwächt, weil die öffentlichen 
Strukturen und die Handlungs-
fähigkeit des Staates beschädigt 
werden. Oder mit den Worten 
von Willy Brandt: „Fortschrei-
bung der Vergangenheit ergibt 
noch keine Zukunft.“

Nancy Faeser schreibt leider 
Gottes in Potsdam die Ver
gangenheit eines schwachen 
Staates weiter. 

Es ist eine Illusion zu glauben, 
dass in der Politik auf Worte 
wie „Respekt und Anerken-
nung“ für unsere Arbeit auch 
Taten folgen werden. Jedenfalls 
nicht ohne gewerkschaftliche 
Auseinandersetzung, ja im Ar-
beitskampf, sowohl mit öffent-
lichen Protestaktionen als not-
falls auch mit Streiks. Freiwillig 
werden sie uns, den Beschäfti-
gen des öffentlichen Dienstes, 
leider kein annehmbares Ergeb-
nis zugestehen. Mehr denn je 
wird es auf die Solidarität und 
die Kampfbereitschaft aller Be-
schäftigten ankommen, um die 
Forderungen mitzuziehen und 
Erfolge für alle zu sichern. 

Der öffentliche Dienst ist keine 
schmückende Parade am roten 
Teppich, er ist das Rückgrat des 
Staates, der in seiner Struktur 
zusammen erfolgreich sein 
muss.�  

 Heute könnte man es vielleicht „Tarif-Bonga-Bonga“ nennen, 
denn die Politik präsentiert hier die Geringschätzung  

des öffentlichen Dienstes in Gänze. 
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©

 D
Po

lG

3

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel  |  März 2023

Le
it

ar
ti

ke
l   


